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Verordnung 
über die Erteilung und Durchführung von 

Regierungsaufträgen.

Vom 17. Dezember 1953

§ 1
(1) Ab 1. Januar 1954 werden für die Erfüllung 

besonderer staatlicher Aufgaben Regierungsaufträge 
erteilt.

(2) Zur Erteilung von Regierungsaufträgen sind be­
vollmächtigt:

a) das Ministerium des Innern,
b) die Hauptabteilung Regierungsaufträge beim Staat­

lichen Komitee für Materialversorgung.

§ 2
(1) Regierungsaufträge dürfen nur im Rahmen des 

Vclkswirtschaftsplanes erteilt werden.
(2) Regierungsaufträge können sich auf Material­

lieferungen, Bauausrüstungen und Montagen, Durch­
führung von Forschungs- und Entwicklungsaufgaben 
sowie sonstiger Dienstleistungen erstrecken.

§ 3
(1) Die Regierungsaufträge werden direkt an die zu­

ständigen Minister oder Staatssekretäre gegeben, in 
deren Bereich die Regierungsaufträge durchgeführt 
werden.

(2) Die Regierungsaufträge müssen vom Auftraggeber 
auf der Grundlage eines exakten Vertrages erteilt 
werden. Änderung der technischen Bedingungen gehen 
zu seinen Lasten,

(3) Der für die Durchführung der Regierungsaufträge 
verantwortliche Minister oder Staatssekretär hat den 
Leiter des Betriebes, welcher den Auftrag erledigen 
muß, für die termingerechte und qualitätsmäßige Durch­
führung der Regierungsaufträge zu verpflichten.

(4) Die Verpflichtung muß spätestens acht Tage nach 
Erhalt des Regierungsauftrages dem Leiter des Be­
triebes übergeben werden.

(5) Der Leiter des mit der Auftragsdurchführung ver­
pflichteten Betriebes hat innerhalb zehn Tagen das 
Recht, Einspruch gegen die im Auftrag genannten 
Liefertermine oder Qualität usw. schriftlich geltend zu 
machen.

(6) Die dem Minister oder Staatssekretär übergebenen 
Regierungsaufträge müssen die Angabe des mit der 
Erfüllung des Auftrages beauftragten Betriebes ent­
halten.

(7) Sofern der zuständige Minister oder Staatssekretär 
mit dem genannten Lieferbetrieb nicht einverstanden 
ist, hat er innerhalb sechs Tagen die Pflicht, einen 
anderen Betrieb zu benennen, der in der Lage ist, ent­
sprechend den geforderten Lieferterminen und der 
Qualität der Produktion, den Auftrag durchzuführen.

(8) Werden Regierungsaufträge durch Handelsorgane, 
Institute oder sonstige Dienststellen ausgeführt, gelten 
d!e für den Leiter des Betriebes festgelegten Verpflich­
tungen sinngemäß für die Leiter dieser Stellen,

§ 4
(1) Der Minister oder Staatssekretär ist für die Siche­

rung der ordnungsgemäßen Durchführung der Regie­
rungsaufträge persönlich verantwortlich.


